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Bei anhängigen Flurbereinigungsverfahren sind möglichst 
die für die baulichen Teile der Ta:lsperren und Hochwasser­
rückhaltebecken benötigten Flächen für den Träger der Bau­
maßnahme oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, eine 
andere öffentliche Körperschaft auszuweisen. Außerdem 
soll die Planung des Wege- und Gewässernetzes sowie die 
Aufteilung des Grundbesitzes Rücksicht auf die zukünftigen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen nehmen. 

Wasserwirtschaftliche Schutzflächen für die Maßnahmen 
des Gewässerausbaues konnten wegen des· Kartenmaßstabes 
(1 : 300 000) im Kartenteil nicht ausgewiesen werden. Die 
bei den Wasserwirtschaftsämtern im Niederschlagsgebiet der 
Fulda vorliegenden Unterlagen geben aber einen hinreichen­
den Aufschluß. Das gleiche gilt für ,die Wasserschutzgebiete 
für die zukünftige Infiltration von Oberflächenwasser zur 
Trinkwassergewinnung in den in der Wasserbilanz 1990 
bezeichneten Gebieten mit vorgesehener Grundwasseranrei­
cherung. Etwaige Planungen sollen daher nur im Einver­
nehmen mit der Wasserwirtschaftsverwaltung durch.geführt 
werden. 

Da ·die Entwicklung des Wasserbedarfs bis zum Jahre 
1990 auf Berechnungen und unter der Annahme eines gerad-

• linigen Anstiegs im Planungszeitraum beruht, die tatsäch­
liche Tendenz sich. aber anders verhalten kann, ist vorgese­
hen, den wasserwirtschaftlichen Rahmenplan Fulda späte­
stens im Jahre. 1970 zu überarbeiten. Da der Rahmenplan 
Fulda nur die Bedürfnisse des eigenen Gebietes behandelt, 
ist eine solche Überarbeitung auch. notwendig, wenn bei der 
Aufstellung von anderen Rahmenplänen, etwa im Nieder­
·sch.lagsgebiet der Weser, sich. Bedürfnisse herausstellen, die 
zweckmäßigerweise aus dem Fuldagebiet befriedigt werden. 
Der wasserwirtsch.aftlich.e Rahmenplan Fulda ist so keine 
starre Planung. Die weitreichenden Eingriffe in die Lebens­
und Wirtschaftsverhältnisse, die der Rahmenplan für das 
Planungsgebiet mit sich. bringt, machen ebenfalls eine stän­
dige Anpassungsbereitschaft erforderlich.. 

Der wasserwirtsch.aftlich.e R plan Fulda gibt einen 
anschaulichen und umf den überblick ilber die Einrich­
tungen, die , • wärtige Lage und die kiinf tig Probleme 
der w assenrirudiaft }.~l diNCD,1 gro&en Planunpcebiet. Der 
Plan soll die lliditschnur für du .,..u waaerwirtsch.aft­
tiche \Virk.en un Fuldapbiec teia. ?f ubt nur alle wasserwirt­
llMftlidt Einzehndnahmen werden sich künftig ihm un­
tenuotJnen hllben~ er ist auch. eine Grundlage für raum­
policiadie En eidungen. Diese umfassende Wirkung der 
wusenvirtsch.aftlichen Rahmenplanung hätte eingehende 
Ausführung über die Rechtsnatur der Rahmenplanung, 
ihre Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit erwarten lassen. 
Eine solche rechtssystematische Darstellung der Bedeutung 
wasserwirtschaftlich.er Rahmenplanung, an der es meines Er­
achtens noch. fehlt, hätte gerade in Verbindung mit dieser 
konkreten Planung an Anschaulichkeit gewonnen. 

Nach Aufo;iachung und Ausstattung erfüllt die Veröf­
fentlichung des wasserwirtschaftlichen Rahmenplans Fulda 
hohe Ansprüche. Das gilt für den durch. sein Format nicht 
sehr handlichen Kartenband ebenso wie für den Erläute­
rungsband. Das systematische Inhaltsverzeichnis, synoptisch 
aufgegliedert für Karten, Text, Tabellen und Abbildungen, 

kann als beispielhaft gelten. Zu fragen ist, ob beigezogene 
Gutachten immer auch. mit abgedruckt werden sollten. Gut­
achtliche Außerungen „Der Forschungsgegenstand der Bo­
denkunde ist der Boden" (S.E 18) oder die Feststellung, 
daß es im Planungsgebiet nicht an Lagerstätten von Steinen 
und Erden fehlt (S.E 22), scheinen entbehrlich.. In Tabelle 13 
hat sich. ein sinnentstellender Fehler eingeschlichen: statt 
,,Selbständige, Berufslose" muß es wohl heißen „selbstän­
dige Berufslose" . 

Franz-Josef Hessing 

Auf dem Wege zum Luftverkehr mit überschallsch.nellen 
Flugzeugen* 

Im Mittelpunkt der Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft 
Deutsch.er Verkehrsflughäfen e.V. (ADV) am 10. 9. 1965 in 
München stand der Vortrag von Raymond B. Maloy, As­
sistent Administrator der Federal Aviation Agency (FAA) 
in Washington: ,,Das Oberschallflugzeug der Vereinigten 
Staaten", in dem er über den Stand der Konstruktion die­
ses Flugzeugtyps berichtete. An Warnungen vor dem riskan­
ten und überaus kostspielige Entwicklungsarbeiten erfor­
dernden Einsatz derartiger Flugzeuge hat es in den letzten 
Jahren nicht gefehlt. So sagte der Generaldirektor des 
Schwedischen Aeronautischen Forschungsinstituts Bo Lund­
berg 1964 vor einer Versammlung von Luftfahrtfachleuten 
in den USA, daß überschallschnelle Verkehrsflugzeuge we­
der notwendig noch. wirtschaftlich seien. Er verlangte drasti­
sche Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit des Luftver­
kehrs, nicht zu der der Fluggeschwindigkeiten; andernfalls 
werde es angesichts der fortlaufenden Zunahme des Ver­
kehrsaufkommens zu einer Jahresrate von 15 000 bei Luft­
verkehrsunfällen getöteten . Menße.tle11 im Jähre 1990 kom­
men. 

Weder die Luftverkehrsunternehmen, von denen viele 
die Zins- und Tilgungslasten, die sie_ sich. durch. die Beschaf­
fung von strahlgetriebenen (Düsen-) Flugzeugen aufgebür­
det haben, noch längst nicht verkraftet haben, noch die 
Flughäfen, die den Zwang zu kostspieligen weiteren Aus­
baumaßnahmen auf sich zukommen sehen, haben ihr beson­
deres Interesse an einem baldigen Einsatz überschallschnel­
ler Flugzeuge bekundet. Eher im Gegenteil, wie µ. a. mehr­
fache Verlautbarungen der ADV er~ennen lassen. Es ist die 
Flugzeugindustrie bestimmter Länder, die sich, von ihren 
Regierungen darin ideell und materiell unterstützt, von der 
Entwicklung und dem Verkauf derartiger Flugzeuge einen 
großen wirtschaftlichen Erfolg verspricht. Dabei ist es zu 
einem regelrechten ·Wettrennen zwischen Frankreich und 
Großbritannien einerseits und den USA andererseits ge-

,:- Vergl. hierzu Hoffmann, Rudolf: Auswirkungen der Einfüh­
rung von Überschallflugzeugen in den gewerblichen Luftverkehr. 
In: Raumforschung und Raumordnung. 21. Jg. (1963) H. 1, 
s. 42-44. 
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kommen. Wenn aber mit dem Erscheinen einsatzfähiger 
Flugzeuge dieser Art in absehbarer Zeit zu rechnen ist, dann 
kann es sich kein größeres Luftverkehrsunternehmen leisten, 
abseits zu stehen. Es ist genau wieder so wie in den Jahren 
der Konstruktion der ersten strahlgetriebenen, Verkehrs­
flugzeuge: durch Bestellungen neuer Flugzeuge, deren Lei­
stungsfähigkeit und sonstige Eigenschaften, ja auch deren 
Preis noch gar nicht genau bekannt sind, treiben die Luft­
verkehrsunternehmen den Gang der Dinge, so auch jetzt 
das genannte Wettrennen, kräftig mit an. 

Durch Abkommen vom 29. 11. 1962 haben sich die bri­
tische und die · französische Flugzeugindustrie zur Gemein­
schaftsarbeit - mit finanzieller Hilfe der beiden Regierun­
gen - zwecks Entwicklung des Verkehrsflugzeugs „Concor­
de" mit 2,2facher Schallgeschwindigkeit zusammengeschlos­
sen. Dieser Typ mit rund 100 Passagierplätzen und einem 
Gesamtfluggewicht von 135 t wird nicht vor 1970 im plan­
mäßigen Linien-Luftverkehr einsetzbar sein. Aber schon im 
Jahre 1963 gingen zahlreiche Bestellungen von Luftver­
kehrsunternehmen auf möglichst baldige Lieferung der 
„Concorde" ein, deren Erledigung die Produktion - sobald 
diese erst einmal voll angelaufen sein wird - mehrerer Jahre 
erfordern wird. 

Als auch ein nordamerikanisches Unternehmen 1963 Be­
stellungen auf die „Concorde" aufgab, da wat dies das 
Signal für die USA, die Entwicklungsarbeiten an über­
schallschnellen Flugzeugen, die bis dahin den einzelnen 
Flugzeugbaufirmen überlassen geblieben waren, zu koordi­
nieren und auf die Konstruktion eines bestimmten Typs 
auszurichten. Diesen Auftrag erteilte Präsident Kennedy im 
Oktober 1963 der F AA. Sie schloß mit den Triebwerks­
firmen General Electric und Pratt & Whitney sowie mit 
den Zellenherstellern Boeing und Lockheed diesbezügliche 
Verträge ab, welche am 1. 6. 1964 in Kraft getreten sind. 
Wiederum häuften sich die Bestellungen auf ein Flugzeug, 
das es noch gar nicht gibt und dessen Eigenschaften und 
Preis - dieser wird in den ersten Jahren nicht unter 100 
Millionen DM je Stück liegen - noch nicht näher bekannt 
sind. Die Deutsche Lufthansa beteiligte sich an diesem Wett­
lauf anfangs nicht - mit dem Ergebnis, daß sie, als sie ihre 
Bestellung auf drei Stück dann doch aufgab, die Lieferpo­
sitionen 77, 80 und 85 erhielt. Das heißt, daß sie zwei oder 
mehr Jahre später als die ersten Besteller in den Besitz die­
ser Flugzeuge gelangen wird. 

Wie aus dem Vortrag von Maloy hervorging, werden 
die Entwicklungsarbeiten an dem Flugzeug mit größter Be­
schleunigung betrieben. Es wird mit dreifacher Schallge­
schwindigkeit fliegen, bei gemischter Sitzordnung (teils 
erste, teils Touristenklasse) 230 Personen befördern können 
und beim Start maximal 227 t wiegen. 

überaus große Schwierigkeiten bereitet nach Maloy die 
von der International Civil Aviation Organisation (ICAO) 
erhobene Forderung, daß das Flugzeug nicht wesentlich 
mehr Lärm als die derzeitigen strahlgetriebenen Flugzeuge 
aussenden soll. Er widmete diese'r Frage einen großen Teil 
seiner Ausführungen, den er mit den Worten schloß: ,,Nie­
mand sollte diesen Kreis verlassen mit dem Gedanken, daß 
die Lärmprobleme der Oberschall-Verkehrsflugzeuge ge-

löst worden sind oder daß ich etwas derartiges unterstellt 
qabe. Aber wir sind der Auffassung, daß wesentliche Arbeit 
auf diesem Gebiet geleistet wird." 

Im Vergleich zu den Überschall-Verkehrsflugzeugen sind 
die derzeit 'eingesetzten Düsenflugzeuge erheblich kleiner, 
ihre Triebwerke schwächer; gleichwohl empfinden die Be­
wohner der Flughafen-Umbereiche ihre tärmeinwirkung, 
die in schweren Fällen zu ernsten Gesundheitsschäden füh­
ren kann, als äußerst lästig und nachteilig. Bo Lundberg 
hatte in seinem bereits genannten Vortrage, sicherlich mit 
Recht, darauf hingewiesen, daß zahlreiche Staaten, von der 
öffentlichen Meinung dazu veranlaßt, das überfliegen ihrer 
Gebiete durch geräuschstarke Oberschall-Verkehrsflugzeuge 
womöglich ganz verbieten würden. Die Konstrukteure der­
artiger Fl'ugzeuge kommen somit einfach nicht umhin, ihrer 
Lärmaussendung engste Grenzen zu setzen. Daß diese For­
derung die Entwicklungsarbeiten ungemein verteuert und 
verlängert, steht außer Zweifel. Das USA-Oberschallflug­
zeug wird trotz aller Beschleunigung dieser Arbeiten nicht 
vor 1972 im planmäßigen Luftverkehr eingesetzt werden 
können. Es wird wesentlich größer und schneller als die 
,,Concorde" sein. Ob daraufhin diese, wie es jetzt gelegent­
lich heißt, schon bei ihrem Erscheinen als veraltet angesehen 
werden wird, bleibt abzuwarten. 

Die ICAO hat am Beginn der Entwicklungsarbeiten die 
weitere Forderung erhoben, daß die Überschallflugzeuge 
sich in ihren Start- und Landeeigenschaften den vorhan­
denen Flughäfen - ohne daß diese wesentlich weiter aus­
gebaut werden müssen - anzupassen hätten und daß der ' 
gegenwärtig erreichte Sicherheitsgrad des Luftverkehrs auf 
keinen Fall verschlechtert werden dürfe. Da die Konstruk­
tion sowohl der „Concorde" als auch des Baumusters der 
USA auf die Erfüllung der Forderungen der ICAO ausge­
richtet ist, wird ihr in einigen Jahren beginnender Einsatz 
theoretisch keine größeren Baumaßnahmen an den vorhan­
denen Flughäfen oder deren Verlegung an andere Stand­
orte auslösen. In -der Praxis wird das freilich nicht ganz zu­
treffen. Die steigende Frequentierung der Flughäfen ver­
langt Erhöhung ihrer Leistungsfähigkeit, so in vielen Fällen 
eine Vermehrung der Start- und Landebahnen. Die neu 
hinzukommenden Bahnen werden von vornherein in grö­
ßerer Länge und Breite geplant und gebaut und manche vor­
handenen werden verlängert und verbreitert werden. Im 
ganzen werden diese Baumaßnahmen an den deutschen Ver­
kehrsflughäfen aber wohl nicht das gleiche Ausmaß errei- • 
chen wie die für die Umstellung der Flughäfen von propel­
ler- auf ·strahlgetriebene Flugzeuge durchgeführten und noch 
durchzuführenden Erweiterungsbauten. 

Die Tatsache, daß die Luftverkehrsunternehmen, wenn sie 
wettbewerbsfähig bleiben wollen, immer wieder neue grö­
ßere und schnellere Flugzeuge beschaffen und die bisher 
verwendeten, lange bevor ihre Lebensdauer abgelaufen ist, 
zu mäßigen Preisen abstoßen müssen, hat die rapide Ent­
wicklung der Flugtouristik sehr begünstigt. über deren 
Wege, Ziele und Forderungen referierte auf der Münchener 
ADV-Tagung der Hauptgeschäftsführer der Touropa Dr. 
Walter Vogel. Der genannte Umstand und eine starke Fre­
quentierung haben es ermöglicht, die Preise der Flugpau-

, l 
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sdi.alreisen in den letzten Jahren beträchtlidi. zu senken. 
Die Zielorte soldi.er Reisen sind stark vermehrt worden; 
zahlreidi.e, zum Teil weit entfernt in Asien, Afrika und bei­
den Amerika gelegene sind neu hinzugekommen. Mit dieser 

rasdi.en Zunahme des Angebots hält die der Nachfrage voll­
auf Sdi.ritt, ja übertriffi: sie zeitweilig; viele Reisen sind 
lange vor Beginn ausverkauft. 

Rudolf Hoffmann 
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Die in Theorie und Praxis häufig anzutreffende unterschiedliche 
Beurteilung der Wirkungsmöglichkeiten kommunaler Planungs­
gemeinschaften beruht nicht selten auf mangelnder Klarheit über 
die jeweilige Aufgabenstellung. Der Verfasser weist mit Recht 
darauf hin, daß wegen der verschiedenartigen Bedingungen in 
den einzelnen Planungsräumen sowohl die Planungsziele als auch 
der Planungsinhalt und der organisatorische Rahmen der Planung 
unter sehr differenzierten Gesichtspunkten betrachtet werden 
müßten. Von der Aufgabenstellung her unterscheidet Müller-Ibold 
zwischen speziellen Planungsaufgaben, als deren zweckadäquate 
Organisationsform Zweckverbände (Sachabgrenzung) und Pla­
nungsverbände nach § 4 BBauG (räumliche Abgrenzung) ange­
sehen werden könnten, und universellen Planungsaufgaben. Den 
letzteren mißt Müller-Ibold die größere Bedeutung zu, weshalb 
er auch, unter bewußter Ausklammerung des Problems der spezi­
ellen Planungsaufgaben, die im einzdnen erörterten Formen der 
Planungsgemeinschaften vorwiegend unter dem Gesichtspunkt 
universeller Aufgabenstellung analysiert. Aus der hier zu beach­
tenden Abstufung (Planaufstellung, rechtsverbindliche Planfest- . 
setzung, Plandurchführung) werde erkennbar, daß für die einzel­
nen Stufen auch verschiedenartige Planungsgemeinschaften in Be­
tracht zu ziehen sind. Dies werde besonders deutlich bei der Frage 
der Plandurchführung: 

• "Dazu müßte eine Planungsgemeinschaft mit eigenen Investi­
tionsbefugnissen, d. h. auch mit umfangreichen finanziellen Mit­
teln ausgestattet werden. Es mag zweifelhaft sein, ob dieses Ziel 
überall angestrebt werden soll; problematisch bleibt jedoch, daß 
nach allen gesetzlichen Regeln die Gemeinden selbst nicht zur Tä­
tigkeit in regional bedeutsamen Investitionen gezwungen wer­
den können. Solange also eigene lnv,estitionskompetenzen den 
Planungsgemeinschaften fehlen, werden dies.e nur Fehlentwick­
lungen verhindern und die Planungskonzeption darstellen kön- . 
nen. Kommunale Investitions- und Bodenpolit=k sind jedoch die 
stärksten Mittel zur Verwirklichung der Planung. Insoweit wird 
dieser Punkt noch lange die Gemüter erregen." 

Obwohl Müller-Ibold noch eine ganze Reihe von Gründen für 
die Berechtigung oder Notwendigkeit verschiedener Formen von 
Planungsgemeinschaften anführt (Unterschiede in der Siedlungs-, 
Verkehrs- und Wirtschaftsstruktur sowie in den gesetzlichen Vor­
aussetzungen), fällt er im Anschluß an die Erörterung der sich aus 
den einzelnen Formen (Arbeitsgemeinschaft, privatrechtlicher 

Verein, Körperschaft des öffentlichen Rechts [Zweckverband, 
Planungsverband nach § 4 BBauG, regionale Landesplanungsver­
bände auf der Grundlage der Landesplanungsgesetze, Planungs­
gemeinschaften auf. Grund des Zweckverbandsgesetzes und der 
Landesplanungsgesetze, Planungsverbände auf Grund sonderge­
setzlicher Regelung]) für die Planaufstellung, Planfestsetzung und 
Plandurchführung ergebenden Möglichkeiten überraschenderweise 
auf den Gedanken einer einheitlichen institutionellen Ausgestal­
tung der regionalen Planungsgemeinschaften zurück: 

„Wenn es auch in der inneren Verfassung gewisse Unterschiede 
gibt, so kann man doch sagen, daß die kommunale Selbstverwal­
tung einen einheitlichen Charakter hat. Um die regionalen Pla­
nungsgemeinschaften im Sinne der kommunalen Selbstverwal­
tung zu stärken, wäre es ein wünschenswertes Ziel, ihnen ebenso 
eine Gleichheit der Befugnisse zu geben, wie sie die Gemeinden, 
Landkreise und Städte haben. Dieser Wunsch steht jedoch im Ge­
gensatz zu den vorangegangenen Darstellungen sowie den Mög­
lichkeiten, gibt es doch z. B. Regionen, die über Landesgrenzen 
hinweggehen. Dieser Wunsch wird unter Umständen dazu führen, 
daß die Erörterung sich in Zukunft auch auf die Frage erstreckt, 
ob eine Einheitlichkeit der Konstruktion durch eine allgemeine 
gesetzliche Institutionalisierung erreicht werden soll. Dennoch er­
scheint es dem Verfasser wünschenswert, daß eine solches Ziel auf 
lange Sicht gesehen angestrebt wird." 

Vogel, H a1JS Jochen: Die Städte und der Siedlungsge­
danke in unserer Zeit. In: Der Städtetag. 19. Jg. (1966) 
H. 1 (Januar) S. 9-12. 

Wie im redaktionellen Vorspann angemerkt wird, handelt es 
sich um einen leicht gekürzten Abdruck des Referates des Mün­
chener Oberbürgermeisters anläßlich einer am 21.11.1965 durch­
geführten Kundgebung des Bayerischen Siedler- und Eigenhei­
merbundes. Vogel skizziert zunächst die materiellen Ursachen und 
ideellen Beweggründe des in den Notzeiten nach dem ersten 
Welckrieg aufgekommenen Siedlungsgedankens und zeigt sodann 
die Wandlungen auf, denen dieser in Anpassung an veränderte 
Bedingungen seitdem unterworfen war. Bei nüchterner Betrach­
tungsweise sei unverkennbar, daß sich infolge Abschwächung der 
ursprünglichen Antriebskräfte der Kreis der Siedlungswilligen 
eher verengt als erweitert habe. Es ergäbe sich deshalb die Frage, 
ob und inwieweit der Fortbestand oder die Neuerrichtung von 
Kleinsiedlerstellen im Bereich der Städte in die Erwägungen über 
die neuzeitliche Stadtentwicklung einbezogen werden müsse. Vo­
gel glaubt, daß trotz der wachsenden Schwierigkeiten, denen die 
Kleinsiedlung begegnen wird - er verweist hier auf den relativ 
hohen Flächenbedarf pro Kopf bei zunehmender Bodenverknap­
pung; das rapide Ansteigen der Bodenpreise; die wegen der ge­
ringeren Besiedlungsdichte notwendigerwei,e höheren anteiligen 
Aufschließungskosten aller Art; das kaum zu lösende Problem 
der Verkehrserschließung mit Massenverkehrsmitteln - diese 


